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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

15.12.1993 

Geschäftszahl 

93/18/0537 

Rechtssatz 

Bei der Erledigung eines Antrages auf Aufhebung eines Aufenthaltsverbotes gem § 26 FrG 1993 hat die Beh 
auch solche Umstände zu beachten, welche nach der Verhängung des Aufenthaltsverbotes eingetreten sind und 
gegen die Aufhebung dieser Maßnahme sprechen (Hinweis E 26.4.1991, 91/19/0087). 


